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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid vom 14. MÃ¤rz 2019 wird
zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger war als Maurer bis MÃ¤rz 2010 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
Seither ist er arbeitsunfÃ¤hig bzw. arbeitslos. Im MÃ¤rz 2010 erlitt der KlÃ¤ger
einen subligamentÃ¤ren kranial sequestrierten Bandscheibenvorfall lumbosakral
links bei leichter InstabilitÃ¤t des Segmentes (siehe Bericht des Krankenhauses F.
vom 18. MÃ¤rz 2010). Dieser wurde mikrochirurgisch komplikationslos durch den
Neurochirurgen Dr. A. behandelt. Die Anschlussbehandlung fand vom 30. MÃ¤rz bis
27. April 2010 in der Fachklinik S. statt. Die behandelnden Ã�rzte gelangten im
Ã¤rztlichen Entlassungsbericht vom 29. April 2010 zu der Auffassung, dass der
KlÃ¤ger leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten
kÃ¶nne. Zu vermeiden seien schweres Heben und Tragen,
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WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen und hÃ¤ufiges BÃ¼cken. Als Maurer kÃ¶nne der
KlÃ¤ger nur unter 6 Stunden arbeiten.

Am 6. Juni 2017 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen
Erwerbsminderung. In der Anlage zum Rentenantrag gab der KlÃ¤ger an,
TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Sitzen 8,5 Stunden tÃ¤glich
verrichten zu kÃ¶nnen. Die Beklagte zog Ã¤rztliche Unterlagen bei, unter anderem
das Gutachten nach Aktenlage der Ã�rztin der Agentur fÃ¼r Arbeit Dr. M. vom 30.
Juni 2010, das sich der EinschÃ¤tzung des Entlassungsberichtes angeschlossen
hatte. AnschlieÃ�end lieÃ� die Beklagte den KlÃ¤ger durch den OrthopÃ¤den Dr. R.
begutachten. Im Gutachten vom 13. Juli 2017 diagnostizierte Dr. R. eine
dorsolumbale Kyphose mit geringer Skoliose, eine Spondylolyse L5 beidseitig, einen
Zustand nach subligamentÃ¤r sequestriertem Bandscheibenvorfall lumbosakral mit
Dekompression und Sequestrektomie der L 5 Wurzel sowie eine
Fingerteilamputation zweiter Finger rechts und vierter Finger links. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten.
Anhaltende WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen, Ã¼berwiegend gebÃ¼ckte
TÃ¤tigkeiten, seitliche Rumpffehlbelastung sowie anhaltende knieende und
hockende TÃ¤tigkeiten unter Belastung des linken Kniegelenkes sowie stÃ¤ndiges
Stehen und stÃ¤ndiges Gehen seien zu vermeiden; auch besondere Anforderungen
an manuelle Feinarbeiten seien nur eingeschrÃ¤nkt zu leisten. Die TÃ¤tigkeit als
Maurer sei nur unter vollschichtig mÃ¶glich. Nach Einholung einer
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme, die sich dem Gutachten anschloss, lehnte die
Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 9. August 2017 ab. Ausgehend von
einem Eintritt der Erwerbsminderung am 6. Juni 2017 seien die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Nach dem Ergebnis der
Ermittlungen sei der KlÃ¤ger aber auch nicht erwerbsgemindert. Am 23. August
2017 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch, den er damit begrÃ¼ndete, die
Erwerbsminderung sei bereits im Jahr 2010 eingetreten. Mit Widerspruchsbescheid
vom 30. Januar 2018 wies die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck.

Am 8. Februar 2018 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Karlsruhe (SG)
erhoben und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, Bauberufe und Berufe mit Ã¤hnlich
kÃ¶rperlich anstrengenden Arbeiten kÃ¶nne er nicht mehr bewÃ¤ltigen. Das SG hat
Beweis erhoben durch Einholung schriftlicher sachverstÃ¤ndiger Zeugenaussagen
der behandelnden Ã�rzte. Der Neurochirurg Dr. A. hat ausgesagt, der KlÃ¤ger sei im
MÃ¤rz 2010 wegen einem kleinen Bandscheibenvorfall operiert worden. Bei der
ambulanten Wiedervorstellung am 25. MÃ¤rz 2011 habe der KlÃ¤ger nur noch
leichte Schmerzen im linken Bein angegeben. Bei der letzten Vorsprache am 10.
Februar 2017 habe er keine wesentlichen pathologischen Befunde feststellen
kÃ¶nnen und den KlÃ¤ger bezÃ¼glich seines Berufes als Maurer beraten. Der
KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt drei bis
sechs Stunden tÃ¤glich verrichten. MÃ¶glicherweise werde er bei schwereren
kÃ¶rperlichen Arbeiten mit Heben und Tragen von schweren Lasten sowie Arbeiten
in Zwangshaltung verstÃ¤rkt Probleme der LendenwirbelsÃ¤ule haben. Der Facharzt
fÃ¼r Allgemeinmedizin und Chirurgie Dr. R. hat angegeben, er habe den KlÃ¤ger
zuletzt im Februar 2013 behandelt. Zu diesem Zeitpunkt sei er fÃ¤hig gewesen,
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leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Die Beklagte hat eine
beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme der Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie Dr. Lang vom 28.
Juni 2018 vorgelegt, wonach der KlÃ¤ger sehr eindeutig vollschichtig
leistungsfÃ¤hig sei. Mit Gerichtsbescheid vom 14. MÃ¤rz 2019 hat das SG die Klage
abgewiesen. Eine rentenrelevante quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung sei nicht
gegeben. Auch liege keine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vor. Da der KlÃ¤ger
nicht vor dem 2. Januar 1961 geboren sei, komme eine Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 240 SGB VI nicht in Betracht,
weshalb nicht entscheidungsrelevant sei, ob der KlÃ¤ger als Maurer noch tÃ¤tig
sein kÃ¶nne.

Gegen den dem KlÃ¤ger am 19. MÃ¤rz 2019 zugestellten Gerichtsbescheid hat der
KlÃ¤ger am 2. April 2019 Berufung erhoben und die Auffassung vertreten, die
Teilhabe am Arbeitsleben sei gescheitert. Die TÃ¤tigkeit als Maurer sei Ursache
fÃ¼r den Bandscheibenvorfall.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 14. MÃ¤rz 2019 sowie den Bescheid der Beklagten vom 9. August
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. Januar 2018 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen voller, hilfsweise wegen
teilweiser Erwerbsminderung ab 1. Juni 2017 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Auf Nachfrage des Senats hat der KlÃ¤ger mitgeteilt, auÃ�er bei Dr. A. im Februar
2017 sei er seit Januar 2017 bei keinem OrthopÃ¤den oder Chirurgen in Behandlung
gewesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Verwaltungsakten
der Beklagten sowie die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 und 151 SGG zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist
unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zutreffend entschieden, dass dem KlÃ¤ger keine Rente
wegen Erwerbsminderung zusteht, da er leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes vollschichtig verrichten kann. Der angefochtene
Bescheid der Beklagten vom 9. August 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30. Januar 2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheides
zutreffend die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r die vom KlÃ¤ger beanspruchte Rente
wegen Erwerbsminderung dargetan â�� Â§Â§ 43, 240 SGB VI â�� und ausfÃ¼hrlich
wie zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Rente wegen
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voller oder teilweiser Erwerbsminderung hat, weil er nach zutreffender WÃ¼rdigung
der erhobenen Beweise in der Lage ist, leichte TÃ¤tigkeiten bei Beachtung
qualitativer EinschrÃ¤nkungen sechs Stunden arbeitstÃ¤glich zu verrichten. Der
Senat schlieÃ�t sich dem nach eigener Ã�berprÃ¼fung und unter
BerÃ¼cksichtigung des gesamten Vorbringens des KlÃ¤gers uneingeschrÃ¤nkt an
und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG zurÃ¼ck. ErgÃ¤nzend bleibt lediglich darauf
hinzuweisen, dass Dr. A. â��wie alle anderen befragten Ã�rzte- in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 23. April 2018 den KlÃ¤ger fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes nicht fÃ¼r unter vollschichtig,
sondern fÃ¼r sechsstÃ¼ndig leistungsfÃ¤hig eingeschÃ¤tzt hat. Dies ergibt sich
fÃ¼r den Senat nicht nur daraus, dass er den KlÃ¤ger fÃ¼r drei bis sechs Stunden
leistungsfÃ¤hig eingeschÃ¤tzt hat, sondern auch daraus, dass er bei der
Untersuchung am 10. Februar 2017 keine wesentlichen pathologischen Befunde
feststellen konnte (s. auch seinen Bericht vom 10. Februar 2017, Bl. 26 der
Senatsakten) und er lediglich â�� nachvollziehbar â�� bei schwereren kÃ¶rperlichen
Arbeiten mit Problemen mit der LendenwirbelsÃ¤ule rechnete. In Anbetracht
dessen, dass der KlÃ¤ger ansonsten ab Januar 2017 bei keinem OrthopÃ¤den oder
Chirurgen in Behandlung war und er sich selbst als vollschichtig leistungsfÃ¤hig
angesehen hat (vgl. Anlage zum Rentenantrag), ist auch von keinem relevanten
Leidensdruck auszugehen. Weitere Ermittlungen von Amts wegen drÃ¤ngen sich
hiernach nicht auf.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Im Rahmen des dem Senat nach Â§
193 SGG eingerÃ¤umten Ermessens war fÃ¼r den Senat maÃ�geblich, dass der
KlÃ¤ger mit der Rechtsverfolgung ohne Erfolg geblieben ist und die Beklagte keinen
Anlass zur Klageerhebung gegeben hat. Der Senat hÃ¤lt es auch im Falle einer
ZurÃ¼ckweisung des Rechtsmittels fÃ¼r erforderlich, nicht nur Ã¼ber die Kosten
des Rechtsmittelverfahrens zu entscheiden, sondern auch Ã¼ber die Kosten der
vorausgehenden Instanz (so LÃ¼dtke/Berchtold, a.a.O., Â§ 193 Rdnr. 8;
erkennender Senat, Urteil vom 19. November 2013, L 13 R 1662/12, verÃ¶ffentlicht
in Juris; a.A. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Kommentar zum SGG, 12. Auflage, Â§
193 SGG Rdnr. 2a; Hintz/Lowe, Kommentar zum SGG, Â§ 193 SGG Rdnr. 11; Jansen,
Kommentar zum SGG, 4. Auflage, Â§ 193 SGG Rdnr. 4).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%201662/12
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

